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Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Sozialpolitik 
(20. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Ent- 
wurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 10. März 
1956 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Föderativen Volksrepublik Jugoslawien über die 
Regelung gewisser Forderungen aus der Sozialver- 
sicherung 

— Drucksache 37 — 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Büttner 


Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 37 — in der aus der anliegen- 
den Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 18. April 1958 

Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Dr. Schellenberg Büttner 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Hoqer 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 



Drucksache 339 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines Ge- 
setzes zu dem Vertrag vom 10. März 1956 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Föderativen Volksrepublik Jugo- 
slawien über die Regelung gewisser Forderungen aus der 

Sozialversicherung 
— Drucksache 37 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Sozialpolitik 

(20. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
10. März 1956 zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Föderativen Volksrepublik Jugo- 
slawien über die Regelung gewisser Forderungen 
aus der Sozialversicherung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 10. März 1956 Unterzeichneten 
Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Föderativen Volksrepublik Jugoslawien 
über die Regelung gewisser Forderungen aus der 
Sozialversicherung wird zugestimmt. Der Vertrag 
wird nachstehend veröffentlicht.’') 


Artikel 2 

Innerstaatliches Recht im Sinne des Artikels 2 
Buchstabe a des Vertrages ist die in der Bundes- 
republik Deutschland und im Land Berlin geltende 
Gesetzgebung über Sozialversicherung, soweit sie 
den Bestimmungen des Vertrages und dieses Ge- 
setzes nicht entgegensteht. 


Artikel 3 

Die Vorschriften des Fremdrenten- und Auslands- 
rentengesetzes vom 7. August 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 848) in der Fassung des Änderungs- 
gesetzes vom 21. Januar 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 17) und des Zweiten Änderungsgesetzes vom 
4. September 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 767) sind 
entsprechend anzuwenden. 

*) Wortlaut des Vertrages siehe Drucksache 37 S. 5 und 6 


Beschlüsse des 2 0. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
10. März 1956 zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Föderativen Volksrepublik Jugo- 
slawien über die Regelung gewisser Forderungen 
aus der Sozialversicherung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 
unverändert 


Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 
unverändert 


2 
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Entwurf 
Artikel 4 

(1) Unfälle und Krankheiten, welche die im Ar- 
tikel 1 Abs. 1 Buchstabe a des Vertrages genannten 
Deutschen vor dem 1. Januar 1956 während der 
Zugehörigkeit zu der jugoslawischen gesetzlichen 
Unfallversicherung erlitten oder sich zugezogen 
haben und die nach jugoslawischem Recht Arbeils- 
unfälle oder Berufskrankheiten sind, werden so be- 
handelt, als ob sie im Bundesgebiet eingetreten 
oder verursacht und Arbeitsuntälle oder Berufs- 
krankheiten im Sinne der im Artikel 2 genannten 
Gesetzgebung wären. 

(2) Die in den §§ 1546 bis 1548 der. Reichsver- 

sicherungsordnung vorgesehenen Fristen beginnen 
frühestens mit dem Tage des Inkrafttretens des 
Vertrages. 

Artikel 5 

(1) Zeiten, die von den in Artikel 1 Abs. 1 Buch- 
stabe a des Vertrages genannten Deutschen vor 
dem 1. Januar 1956 in einer jugoslawischen gesetz- 
lichen Rentenversicherung zurückgelegt und nach 
jugoslawischem Recht Versicherungszeiten oder 
ihnen gleichgestellte Zeiten sind, werden wie Ver- 
sicherungszeiten angerechnet, die in einer deutschen 
gesetzlichen Rentenversicherung im Bundesgebiet 
zurückgelegt worden sind. 


(2) Die Wartezeit ist auch erfüllt, wenn die nach 
jugoslawischem Recht für den Erwerb des Lei- 
stungsanspruchs vorgeschriebene Mindestbeitrags- 
zeit zurückgelegt worden ist. 

Artikel 6 

(1) Hat ein Versicherungsträger im Bundesgebiet 
oder im Land Berlin auf Grund der in Artikel 1 
Abs. 1 Buchstabe a des Vertrages genannten An- 
sprüche und Anwartschaften bereits vor dem In- 
krafttreten des Vertrages eine Leistung bindend 
festgestellt, so hat es dabei sein Bewenden. Die 
Leistung ist jedodi auf Antrag unter Berücksichti- 
gung dieses Gesetzes mit Wirkung vom Inkraft- 
treten des Vertrages an neu festzustellen, falls 
der Antrag innerhalb von zwei Jahren nach Inkraft- 
treten des Vertrages gestellt wird. Die Rechtskraft 
früherer Entscheidungen steht nicht entgegen. 

(2) Ist der Versicherungsfall vor dem Inkraft- 
treten des Vertrages eingetreten, jedoch vor diesem 
Zeitpunkt eine Leistung auf Grund der in Artikel 1 
Abs. 1 Buchstabe a des Vertrages genannten An- 
sprüche und Anwartschaften von einem Versiche- 
rungsträger im Bundesgebiet oder im Land Berlin 
noch nicht bindend festgestellt worden, so beginnt 
die Leistung nach diesem Gesetz mit Ablauf des 
Kalendermonats, in dem der Vertrag in Kraft ge 


Beschlüsse des 2 0. Ausschusses 

Artikel 4 
unverändert 


Artikel 5 

(1) Zeiten, die von den in Artikel 1 Abs. l Buch- 
stabe a des Vertrages genannten Deutschen vor 
dem 1. Januar 1956 in einer jugoslawischen gesetz- 
lichen Rentenversicherung zurückgelegt worden 
sind oder als zurückgelegt gelten und nach jugo- 
slawischem Recht Versicherungszeiten oder ihnen 
gleichgestellte Zeiten sind oder wären, wenn diese 
Personen bis zum genannten Tage im Gebiet der 
Föderativen Volksrepublik Jugoslawien beschäftigt 
gewesen wären, werden wie Versicherungszeiten 
angerechnet, die in einer deutschen gesetzlichen 
Rentenversicherung im Bundesgebiet zurückgelegt 
worden sind. 

(2) unverändert 


Artikel 6 
unverändert 
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Entwurf 

treten ist, falls der Antrag spätestens innerhalb 
von zwei Jahren nach Inkrafttreten des Vertrages 
gestellt wird. 

Artikel 7 

Die Aufwendungen, die den Versicherungsträgern 
im Bundesgebiet und im Land Berlin in Erfüllung 
der von ihnen nach Artikel 2 Buchstabe a des Ver- 
trages übernommenen Verpflichtungen erwachsen, 
werden teils vom Bund (Artikel 8), teils von den 
Versicherungsträgern im Bundesgebiet und im 
Land Berlin (Artikel 9) getragen. 

Artikel 8 

Der Bund trägt die Aufwendungen für die Lei- 
stungen, die 

a) für Zeiten vor dem 1. Januar 1957 von der Bun- 
desversicherungsanstalt für Angestellte und 

b) in entsprechender Anwendung des § 7 Abs. 1 
Nr. 1 des Fremdrenten- und Auslandsrenten- 
gesetzes vom 7. August 1953 von der Bundes- 
ausführungsbehörde für Unfallversicherung 

gewährt werden. 

Artikel 9 

Aufwendungen, die nicht nach Artikel 8 vom 
Bund getragen werden, sind von den verpflichteten 
Versicherungsträgern im Bundesgebiet und im 
Land Berlin zu tragen, soweit sie nicht nach ande- 
ren Vorschriften vom Bund zu tragen sind. 

Artikel 10 

Die Bundesregierung kann durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates 

1. in den Fällen, in denen die Versicherungspflicht 
über das Bundesrecht hinausging oder in denen 
die Beitragsberechnung, insbesondere in der 
freiwilligen Versicherung, abweichend vom 
Bundesrecht geregelt war, und für sonstige be- 
sondere Fälle zur Vermeidung von Härten 
Näheres über die Anrechnung der in Artikel 1 
Abs. 1 Buchstabe a des Vertrages bezeichneten 
Versicherungszeiten bestimmen. In derselben 
Weise können auch bestimmte Beitragsklassen 
für die Rentenberechnung auf Grund der an- 
zurechnenden Versicherungszeiten festgelegt 
werden; 

2. die Steigerungsbeträge für solche nach Ar- 
tikel 5 dieses Gesetzes anzurechnende Ver- 
sicherungszeiten feststellen, 

a) bei denen das zu berücksichtigende Entgelt 
oder die Höhe des Beitrages nicht feststeht 
oder 

b) die nicht nachweisbar sind, aber durch Ar- 
beitsbescheinigungen oder sonstige als zu- 
verlässig zu erachtende Unterlagen glaub- 
haft gemacht werden; 


Beschlüsse des 2 0. Ausschusses 


Artikel 7 
unverändert 


Artikel 8 
unverändert 


Artikel 9 
unverändert 


Artikel 10 
unverändert 
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Entwurf 

3. bestimmen, welche Zeiten als Beitrags- und 
Ersatzzeiten der jugoslawischen gesetzlichen 
Rentenversicherung anzusehen sind. 

Artikel 11 

Der Bundesminister für Arbeit bestimmt im Be- 
nehmen mit dem Bundesminister der Finanzen 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates, inwieweit der in Artikel 1 Abs. 2 des Ver- 
trages genannte Betrag von 26 Millionen Deutsche 
Mark vom Bund, der gesetzlichen Unfallversicherung 
und den gesetzlichen Rentenversicherungen zu tra- 
gen ist. Dabei ist das Verhältnis zu berücksichti- 
gen, in dem der zur Abgeltung der in Artikel 1 
Abs, 1 Buchstabe b des Vertrages genannten An- 
wartschaften und Ansprüche errechnete Betrag zwi- 
schen dem Bund und den Versicherungsträgern zu 
verteilen wäre, wenn auf Grund dieser Anwart- 
schaften und Ansprüche am Tage der Unterzeich- 
nung des Vertrages die der Berechnung zugrunde 
liegenden Leistungen von Versicherungsträgern im 
Bundesgebiet und im Land Berlin hätten 'gewährt 
werden müssen. In der Rechtsverordnung kann auch 
geregelt werden, wie die von der gesetzlichen Un- 
fallversicherung und von den gesetzlichen Renten- 
versicherungen nach Satz 1 zu tragenden Anteile 
auf die Versicherungsträger zu verteilen sind. 

Artikel 12 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern 
das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
feststellt. 


Artikel 13 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel 14 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem 
Artikel 6 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 


Beschlüsse des 2 0. Ausschusses 


Artikel 11 
unverändert 


Artikel 12 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern 
das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
feststellt. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1). 

Artikel 13 
unverändert 

Artikel 14 
unverändert 
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